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des Beschützers der Demokratie auftreten, bezeichnen so 
ziemlich alle demokratischen Grundsätze als Gefahr. Ge
nannt werden hier z. B. „das Streben nach Gleichheit“, 
„die Ausdehnung der politischen Teilhabe“, „die politische 
Konkurrenz“, „die Verpflichtung des demokratischen Staa
tes gegenüber der Wählerschaft“ und die elementaren 
demokratischen Bestrebungen und Forderungen der Be
völkerung — im Vokabular der Studie: Bedrohungen, die 
sich aus der „Funktionsweise der Demokratie selbst“ er
geben.

Enge Kooperation zwischen Monopolen und Staat

Die herrschenden Kreise der kapitalistischen Länder un
ternehmen gegenwärtig große Anstrengungen, den außer
halb, der verfassungsmäßigen Struktur der staatlichen 
Organe geschaffenen Mechanismus des Zusammenwirkens 
von Monopolen und Staat noch enger zu gestalten. Der 
rasche Ausbau der in keiner Verfassung eines kapitalisti
schen Staates auch nur erwähnten staatsmonopolistischen 
Machtstrukturen, die heute jedoch die tatsächlichen Ent
scheidungszentren imperialistischer Politik verkörpern, ist 
ein charakteristisches Merkmal des politischen Lebens.

So hat, wie z. B. die Vorbereitungen für die Herstellung 
von Neutronenbomben in den USA sichtbar machen, der 
militärisch-industrielle Komplex, in dem die größten Rü
stungskonzerne und die mit ihnen liierten Bankmonopole, 
die militärischen Führüngsorgane, das Pentagon und an
dere Staatsorgane eng miteinander verflochten sind, seinen 
Einfluß auf die Politik der USA-Regierung weiter ver
stärkt. Die Mittel für den Bau dieses neuen barbarischen 
Massen'Oernichtungsmittels sollten in dem vom USA-Kon- 
greß zu bestätigenden Haushaltsplan unter den Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung auf dem „friedlichen“ Ge
biet der Energetik versteckt werden — ein Beweis 
dafür, daß das offizielle Jahresbudget des Pentagon von 
118 Milliarden Dollar zwar das bisher höchste Rüstungs
budget in der Geschichte der USA ist, aber bei weitem 
nicht das wahre Ausmaß des Rüstungsaufwandes der im
perialistischen Hauptmacht zeigt. Die Carter-Administra
tion, die bei den Präsidentschaftswahlen des Jahres 1976 
mit dem Versprechen auftrat, die Rüstungsausgaben zu 
kürzen, forciert unter der massiven Einwirkung des mili
tärisch-industriellen Komplexes das gefährliche Wett
rüsten.

Im zunehmenden Maße gehören zur engen Kooperation 
zwischen Monopolen und Staat auch die vielfältigen For
men und Methoden der Korruption von Regierungsmit
gliedern, Oppositionsführern und Spitzenbeamten. Gewiß 
ist die Korruption keine neue Erscheinung in der kapi
talistischen Welt. Neu ist jedoch, daß sie bisher unge- 
kannte und internationale Ausmaße angenommen hat, wie 
z. B. daran deutlich wird, daß der US-amerikanische Lock
heed-Konzern viele Millionen Dollar Bestechungsgelder an 
höchste Regierungsbeamte und Politiker in etwa 30 kapi
talistischen Ländern gezahlt hat. Die multinationalen Mo
nopole erzeugen auch eine multinationale Korruption.

Der Verfall der bürgerlichen Demokratie verstärkt zu
gleich den von bürgerlichen Politikern und Ideologen be
klagten „Vertrauensschwund“ großer Teile des Volkes in 
die politischen Institutionen des kapitalistischen Systems. 
So sprechen sich nach neueren Meinungsumfragen in den 
USA 92 Prozent der Befragten für die „Säuberung der 
Behörden von Korruption“ und 78 Prozent für eine „Ver
ringerung des Einflusses des Big Business auf die Regie
rung“ aus.4

Das Monopolkapital reagiert — ganz im Sinne des von 
der Trilateral Commission vorgelegten Reports — auf die 
wachsenden Schwierigkeiten seiner Herrschaft mit neuen 
Angriffen auf die demokratischen und sozialen Rechte der 
Werktätigen. Verstärkter Ausbau des staatlichen Unter
drückungsapparates, massenhafte Bespitzelung und Ver
folgung Andersdenkender, Notstandsgesetzgebung, Berufs

verbote und diskriminierende Gesinnungsüberprüfungen 
sind nur einige Stichworte, die den Zuwachs an Repression 
charakterisieren.

Kampf der Arbeiterklasse für die Verteidigung 
und Erweiterung demokratischer Rechte

Die wachsende Tendenz des Monopolkapitals, zu repres
siven und autoritären Herrschaftsmethoden zu greifen, er
höht die Bedeutung des Kampfes der Arbeiterklasse um 
die Verteidigung und Erweiterung ihrer politischen und 
sozialen Rechte, für demokratische Veränderungen auf 
allen Gebieten des wirtschaftlichen, sozialen und politi
schen Lebens.

Die Arbeiter und alle fortschrittlichen Kräfte in den 
kapitalistischen Ländern setzen sich energisch gegen die 
reaktionären Bestrebungen zur Wehr, die Rechte auf De
monstrationsfreiheit für die Werktätigen, auf Publi
kationsfreiheit für demokratische, dem sozialen Fort
schritt und dem Frieden dienende Zeitungen, Zeit
schriften und Bücher und auf Vereinigungsfreiheit für die 
Gewerkschaften und die kommunistischen und Arbeiter
parteien einzuschränken oder aufzuheben. Sie fordern die 
Beendigung jeglicher Diskriminierung und Verfolgung von 
Kommunisten und anderen fortschrittlichen Kräften, die 
Aufhebung der Notstandsgesetzgebung und die Beseitigung 
der Berufsverbotspraxis. Sie verlangen das Verbot aller 
neonazistischen Organisationen und Aktivitäten sowie die 
Unterbindung jeglicher Kriegs-, Rassen- und Völkerhetze.

„In der vordersten Front dieses Kampfes stehen die 
kommunistischen und Arbeiterparteien, die die Interessen 
der Arbeiterklasse und aller anderen Werktätigen ent
schieden verteidigen, für den Zusammenschluß aller demo
kratischen Kräfte eintreten und ihren Völkern eine klare 
Perspektive weisen: Zurückdrängung und Brechung der 
Herrschaft des Monopolkapitals und Errichtung einer anti
monopolistischen Demokratie, die den Weg zum Sozialis
mus öffnet.“6
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